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eine Aufsichtsfunktion gegenüber den 
Direktaufsichtsbehörden, andererseits 
hat sie über Weisungen eine gewisse 
Steuerungsmöglichkeit gegenüber Ak-
teuren der 2. Säule. Sieht die OAK BV 
sich eher als Partner oder als Polizist 
der Branche? 
Vera Kupper Staub: Ein Polizist spricht ja 
auch mit den Leuten, er informiert über 
Vorschriften. Wir sind aber kein Bera-
tungsunternehmen, wie dies Roger 
Tischhauser zu Recht sagt. Wir haben 
einen gesetzlichen Auftrag. Wir beob-
achten die Branche und führen Diskus-
sionen, insbesondere mit den Aufsichts-
behörden. Wir erfahren, was im Markt 
funktioniert und was nicht. Dann ent-
scheiden wir, wo ein Eingreifen nötig ist 
und welche Art von Eingreifen dies ist. 
Manchmal reicht der Dialog, damit die 
Branche oder ein Verband selber etwas 
unternehmen. Manchmal braucht es 
mehr. 

Wie sieht das Verhältnis zu den Direkt-
aufsichten aus?
Kupper Staub: Wir sind zwei Teile eines 
Aufsichtssystems, zwei Typen von Behör-
den, die miteinander funktionieren müs-
sen. Da hat man eher ein partnerschaft-
liches Verhältnis. Aber wenn wir feststel-
len müssten, dass eine einzelne regionale 
Aufsichtsbehörde oder die Aufsichtsbe-
hörden im Allgemeinen ihrer Pflicht 
nicht nachkommen würden, dann müss-
ten wir als Polizist eingreifen.   

Wie erleben Sie diese Partnerschaft, 
Herr Tischhauser?
Tischhauser: Wir alle, Direkt- und Ober-
aufsicht, haben eine Mitverantwortung 
für das Aufsichtssystem und sitzen da im 
selben Boot, mit unterschiedlichen Auf-
gaben. Es braucht eine professionelle Zu-

sammenarbeit. Bei den Direktaufsichten 
ergeben sich aus dem operativen Alltag 
sehr viele Themen. Man muss diese ka-
nalisieren und darin grundsätzliche Fra-
gestellungen erkennen, für deren Beant-
wortung es eine Position der OAK BV 
braucht. Es obliegt dann der OAK BV, 
diese Themen aufzunehmen, Entschei-
dungen zu fällen und die Umsetzung von 
Anordnungen zu kontrollieren. Die Zu-
sammenarbeit zwischen Direkt- und 
Oberaufsicht lässt sich verbessern, da 
haben wir uns auch schon mit der OAK 
BV verständigt. 

In gewissen Punkten sind sich die Di-
rektaufsichtsbehörden untereinander 
auch nicht ganz einig. Wie weit soll 
eine Aufsicht risikoorientiert arbeiten? 
Tischhauser: Das Gesetz verpflichtet das 
oberste Organ, die Pensionskasse voraus-
schauend zu führen. Die Aufsicht hat zu 
kontrollieren, ob alle Akteure ihren ge-
setzmässigen Auftrag wahrnehmen. Wir 
müssen uns als Aufsicht ein Bild darüber 
machen, ob die Vorsorgeeinrichtung ent-
sprechend geführt wird und insbeson-
dere die gesetzlich verankerten Grund-
satzbestimmungen einhält. Wenn dies 
nicht der Fall ist, treten wir in einen Dis-
kurs ein und ordnen allfällige Massnah-
men an. Das verstehe ich unter risiko-
orientiert. Wir sind auf diesem Weg 
unterwegs, aber ich sehe auch da Oppor-
tunitäten für uns alle, Direktaufsicht wie 
Oberaufsicht, und zwar bei der Ausle-
gung von Grundsatzbestimmungen. 

Können Sie die Problematik der Aus-
legung von Grundsatzbestimmungen 
genauer erklären?
Tischhauser: Wenn im Gesetz steht, dass 
der Stiftungsrat für die finanzielle Stabi-
lität der Pensionskasse sorgt oder dass er 

Roger Tischhauser, ist die Zürcher 
Aufsicht gegenüber den beaufsichtig-
ten Pensionskassen eher Partner oder 
Polizist?
Roger Tischhauser: Wir müssen unseren 
Auftrag vor Augen haben, und der ist ein 
hoheitlicher. Die Aufsichtsbehörden 
überwachen, ob sich die Akteure der be-
ruflichen Vorsorge an die Gesetze halten 
und das Vermögen zweckgemäss verwen-
det wird. Im Zentrum unserer Tätigkeit 
steht der Schutz der Interessen der Des-
tinatäre. Häufig wenden wir uns schrift-
lich an die Pensionskassen, in dem wir 
Auflagen machen. Doch gerade bei kom-
plexeren Themen ist es sinnvoll, mit den 
Akteuren einen Aufsichtsdialog zu füh-
ren. Dabei geht es darum, die verschiede-
nen Positionen darzulegen und einen 
gemeinsamen Weg zu vereinbaren. Es 
gibt aber einzelne Situationen, in denen 
dies nicht zielführend ist, sodass wir ent-
sprechende Aufsichtsmittel einsetzen 
müssen. Wir sind nicht beratend unter-
wegs, sondern kontrollierend. 

Stehen die Kassen vor der Wahl, ob sie 
den sanften Weg mitgehen oder die 
Kraft der Aufsicht auf die harte Tour 
spüren wollen?
Tischhauser: Wenn man als Aufsicht Auf-
lagen macht, nehmen dies die Pensions-
kassen ernst und setzen es in aller Regel 
um. Auch in schwierigeren Situationen 
finden wir im Aufsichtsdialog zumeist 
gute Lösungen. Nur in sehr wenigen Fäl-
len muss man zu schwerwiegenden Auf-
sichtsmitteln greifen, wie der Suspendie-
rung von Stiftungsräten. Im Allgemei-
nen zeigt das, was wir als Aufsicht 
vorbringen, beim Visavis Wirkung.  

Die Oberaufsichtskommission hat 
eine doppelte Rolle: Einerseits hat sie 

Wie lässt sich Sicherheit schaffen 
und was darf sie kosten?
Ein gutes Zusammenspiel zwischen den Direktaufsichtsbehörden und der Oberaufsicht  berufliche 
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das Grundprinzip der Sicherheit bei der 
Vermögensanlage beachten muss, ver-
steht nicht jeder dasselbe darunter. Des-
halb müssen die Anforderungen an die 
finanzielle Führung definiert werden. 
Das ist entscheidend, um herauszufin-
den, ob der Stiftungsrat seine Aufgabe 
im Rahmen seines Ermessensspielraums 
gesetzeskonform wahrnimmt. Bei Er-
messensüberschreitungen muss die Auf-
sicht einschreiten. Die Auslegung von 
Grundsatzbestimmungen ist notwendig, 
um Klarheit zu schaffen, wie wir unseren 
Aufsichtsauftrag wahrnehmen müssen. 
Und wenn die OAK Weisungen zur risi-
koorientierten Aufsicht erlässt, muss klar 
sein, wie eine solche Weisung umzuset-
zen ist. Auch da sind wir auf dem Weg, 
aber nicht am Ziel.

Sie haben mehrmals die Formulierung 
«Wir sind auf dem Weg» verwendet. 
Sind denn auch alle auf demselben 

Weg, etwa beim risikoorientierten 
Vorgehen?
Kupper Staub: Alle sollten sich einig sein, 
dass ein risikoorientiertes Vorgehen an-
gebracht ist. Das war die Stossrichtung 
der Strukturreform und ist auch inter-
national State of the Art für Aufsichtstä-
tigkeiten. Da es um Versprechen in der 
Zukunft geht, ist es ein Geschäft mit 
Risiken. Alle Akteure müssen risiko-
orientiert unterwegs sein, sei es das 
oberste Organ, der Experte oder die Re-
visionsstelle. Die Aufsichtsbehörde muss 
überprüfen, ob die Akteure diese Verant-
wortung wahrnehmen. Auch der Ent-
scheid, ob sie eingreifen muss, hat auf 
einer Risikoanalyse zu basieren. Im Zen-
trum steht, wo und wie stark die Interes-
sen der Versicherten bedroht sind. Nach 
unserer Wahrnehmung sind alle Auf-
sichtsbehörden auf diesem Weg. Die 
Umsetzung ist aber noch nicht einheit-
lich. Daran müssen wir arbeiten. 

Was heisst das konkret für die OAK 
BV, für die Konferenz der Aufsichts-
behörden? Wie kommt man zu mehr 
Einheitlichkeit?
Kupper Staub: Nehmen wir das Beispiel 
der Weisung zu Sammel- und Gemein-
schaftseinrichtungen, die wir aktuell er-
arbeiten. Da gibt es zwei Arbeitsebenen. 
Einerseits erarbeiten wir die Weisung 
zusammen. Wir nehmen möglichst viele 
Anregungen und Bedenken auf und in-
tegrieren die Erfahrungen der Aufsichts-
behörden. Wenn wir am Schluss keine 
Einigkeit hätten, dann entscheidet die 
OAK BV. Das ist unsere Funktion. Die 
zweite Ebene, die in die erste hinein-
spielt, ist, wie man die Weisung konkret 
umsetzt. Das müssen wir auch zusam-
men erarbeiten, weil die Aufsichtsbehör-
den die operative Erfahrung haben. 

Tischhauser: Wir sollten zu einer strategi-
schen Kernaussage kommen in Bezug 
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auf die risikoorientierte Aufsicht. Da ist 
die OAK BV gefordert. Und ihre An-
ordnungen müssen klar formuliert und 
deren Umsetzung im Vorfeld mit den 
Direktaufsichten besprochen werden. 
Die Erwartungshaltung muss für jede 
Behörde klar sein. Aber Vorsicht: Das 
grundsätzliche Verständnis sollte zwar 
einheitlich sein, es braucht jedoch genü-
gend Spielraum für die Behandlung des 
Einzelfalls. Ob im Einzelfall Massnah-
men zu treffen sind, entscheidet sich auf-
grund einer kassenspezifischen Gesamt-
betrachtung. 

Wie muss man sich die Entscheidfin-
dung innerhalb der Konferenz der 
Aufsichtsbehörden vorstellen? 
Tischhauser: Der Vorstand der Konferenz 
tagt fast monatlich und beschäftigt sich 
mit fachlichen und operativen Fragen. 
Die Konferenz hat aber im BVG-Bereich 
keine Weisungskompetenz, diese liegt 
per Gesetz bei der OAK BV. Wir können 
zu einzelnen Themen einen gemeinsa-
men Weg vereinbaren. Das geschieht  
per Überzeugungsarbeit und nicht per 
Mehrheitsentscheid.  

Wir haben über die Risiken im System 
gesprochen und die Aufgabe der Auf-
sicht, die Interessen der Versicherten 
zu schützen. Wie viele Kosten recht-
fertigt der Sicherheitsanspruch? 
Kupper Staub: Die Systemsicherheit 
muss uns sehr viel wert sein. Ohne Si-
cherheit kein Vertrauen und ohne das 
Vertrauen der Versicherten funktioniert 
die berufliche Vorsorge nicht.

Und die Kosten dafür? «Whatever it 
takes» oder gibt es Grenzen?
Kupper Staub: Die Regulation der 
2. Säule ist sehr komplex, das wissen wir 
alle. Das verursacht auch Kosten. Das 
Aufsichtssystem an sich ist aber relativ 
schlank. Die Aufsicht ist nicht der kos-
tentreibende Faktor in unserem System. 
Wenn wir uns als Oberaufsicht überle-
gen, ob wir eine Weisung machen oder 
nicht, ist für uns die Kosten-Nutzen-Ab-
wägung zentral. Wieviel zusätzliche Kos-
ten generiert die Weisung und wieviel 
Nutzen bringt sie?

Herr Tischhauser, wie weit geht die 
Zürcher Aufsicht, um die Interessen 
der Destinatäre zu schützen?

Tischhauser: Nicht nur für die Zürcher 
Aufsicht, für uns alle steht der Schutz der 
Interessen der Destinatäre im Mittel-
punkt. Hinsichtlich der Kosten halte ich 
Transparenz für entscheidend. Vertrau-
ensfördernd ist, wenn offengelegt wird, 
welche Leistung wieviel kostet. Hier ha-
ben wir seit der Strukturreform wesent-
liche Fortschritte gemacht. 

Wir erleben gegenwärtig, wie unter 
Notrecht viele Sonderregelungen in 
Kraft treten. Kann man sich auch  
für die 2. Säule Krisenregulierungen 
vorstellen, etwa eine Lockerung der 
Deckungskriterien?
Kupper Staub: Eine notrechtliche Ent-
scheidung ist für die 2. Säule bereits be-
schlossen worden, die Möglichkeit der 
Verwendung von Arbeitgeber-Beitrags-
reserven. Eine Auflockerung der De-
ckungsbestimmung halte ich für über-
flüssig. Das Gesetz sieht bereits vor, dass 
Pensionskassen kurzfristig in Unterde-
ckung sein dürfen. Der Gesetzgeber 
wusste, dass dies zum Kapitaldeckungs-
verfahren gehört, und er will auch, dass 
Pensionskassen Anlagerisiken eingehen. 
Das Regelwerk ist so gemacht, dass man 
mit solchen Risiken umgehen kann und 
muss. Ich sehe keinen grossen Spielraum 
für Sonderregulierungen. 
Tischhauser: Ich kann dies nur unterstüt-
zen. Stark betroffen ist die Realwirt-
schaft. Dort werden rasch Unterstüt-
zungspakete geschnürt. Für die berufli-
che Vorsorge gibt es keinen Grund zur 
Panik. Bis dato hat man erlebt, dass die 
Performance von 2019 weg ist, aber wir 
bewegen uns noch deutlich innerhalb 
von Standardstresstests. Die Vorsorge-
einrichtungen haben sich auf genau sol-
che Korrekturen vorbereitet. Selbst-
verständlich gibt es einzelne Fragestel-
lungen im Zusammenhang mit der 
ausserordentlichen Situation zu beant-
worten, etwa das Einhalten von Fristen, 
die Stundung von Beitragszahlungen 
oder die Frage, welche Leistungen Wohl-
fahrtsfonds im Zusammenhang mit der 
besonderen Situation erbringen können. 
Darauf bereiten wir uns als Direktauf-
sichten vor. Aber insgesamt betrachten 
wir die Situation als stabil. 

Gerade in Krisensituationen kann es 
guttun, in die Zukunft zu schauen. Wo 
sehen Sie die Aufsicht in fünf Jahren?

Tischhauser: Ich sehe auf allen Ebenen der 
beruflichen Vorsorge eine Fokussierung, 
Spezialisierung und Professionalisierung. 
Die Anforderungen werden steigen und 
die Konsolidierung der Branche wird wei-
tergehen. Mit dieser höheren Komplexi-
tät gilt es, richtig umzugehen. Das fordert 
alle: Die Stiftungsräte und ihr Know-how 
gerade auf der Anlageseite, die Pensions-
kassenexperten und Revisionsstellen und 
natürlich auch die Aufsicht. Für uns ist 
die Differenzierung der unterschiedlichen 
Typen von Vorsorgeeinrichtungen wich-
tig. Ob wir es mit einer kleinen oder gros-
sen Kasse, mit einer betriebseigenen Vor-
sorgeeinrichtung oder einer Sammelein-
richtung, mit Annexeinrichtungen oder 
Wohlfahrtsfonds zu tun haben, ist ganz 
entscheidend für die Beantwortung der 
Frage, welche Anforderungen und Ent-
wicklungen wir vor Augen haben. 

Wie sieht das Aufsichtssystem 2025 
aus, Frau Kupper Staub?
Kupper Staub: Per Ende 2019 hatten wir 
noch 1624 Vorsorgeeinrichtungen. Es 
war in den letzten Jahren fast ein Natur-
gesetz, dass diese Zahl um 4 Prozent pro 
Jahr sinkt. Wenn man dies einfach extra-
poliert, wäre man Ende 2025 bei noch 
1271 Kassen. Diese Konzentration hat 
einen bedeutenden Effekt auf unser Auf-
sichtssystem. Einerseits haben wir eine 
sinkende Zahl Beaufsichtigter, was zu 
tieferen Einnahmen führt. Anderseits 
steigt der Aufwand der Beaufsichtigung 
eher an, weil diese Kassen dadurch, dass 
sie grösser werden, tendenziell auch 
komplexer werden. Dies erfordert eine 
Bündelung von Kompetenzen und 
Strukturen. Es liegt in der Verantwor-
tung der Verwaltungsräte und Konkor-
datsräte der Aufsichtsbehörden, diesen 
veränderten Rahmenbedingungen Rech-
nung zu tragen. 

Und die OAK BV wird diese Entwick-
lung als Polizist und Partner begleiten?
Kupper Staub: Unsere Aufgabe in diesem 
Prozess ist es, unsere Erwartungshaltung 
zu definieren. Was müssen Aufsichtsbe-
hörden leisten? Nachher müssen die re-
gionalen Aufsichtsbehörden sich so orga-
nisieren, dass sie diese Anforderungen 
erfüllen können. n
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